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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Geld und Kredit 
(22. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der DP, CDU/CSU, FDP, 
GB/BFIE eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über Leistungen aus vor der Währungsreform eingegan- 
genen Renten- und Pensionsversicherungen 

- Drudisache 1626 - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Scharnberg 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1626 — in der aus der an- 
liegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag der Fraktion der DP betr. Gleichstellung der Presse- 
Versicherung mit der Sozialversicherung — Drucksache 1893 — 
durch die Beschlußfassung zu 1. für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 30. November 1956 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 
Scharnberg 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 


Drucksadie 2945 



Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der DP, CDU/CSU, FDP, GB/BHE ein- 
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes über Leistungen aus 
vor der Währungsreform eingegangenen Renten- und Pensions- 
versicherungen 

- Drucksache 1626 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 

(22. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes über Leistun- 
gen aus vor der Währungsreform eingegan- 
genen Renten- und Pensionsversidierungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Das Gesetz über Leistungen aus vor der 
Währungsreform eingegangenen Renten- 
und Pensionsversidierungen (Rentenaufbes- 
serungsgesetz) in der Fassung vom 15. Fe- 
bruar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 118) ist auf 
die nach dem 30. Juni 1955 fällig geworde- 
nen oder werdenden Leistungen aus den in 
dem genannten Gesetz bezeichneten Renten- 
und Pensionsversicherungsverhältnissen mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 

1. Waren nach dem 20. Juni 1948 Prämien 
oder Prämienraten nidit mehr zu zahlen, 
so hat der Versicherer 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Aufbesserung von Leistungen aus Renten- 
und Pensionsversicherungen sowie aus Kapi- 
talzwangsversicherungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Renten- und Pensionsversidierungen 
§ 1 

Das Gesetz über Leistungen aus vor der 
Währungsreform eingegangenen Renten- 
und Pensionsversicherungen (Rentenaufbes- 
serungsgesetz) in der Fassung vom 15, Fe- 
bruar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 118) ist auf 
die nach dem 31. Dezember 1956 fällig ge- 
wordenen oder werdenden Leistungen aus 
den in dem genannten Gesetz bezeichneten 
Renten- oder Pensionsversicherungsverhält- 
nissen mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

1 . unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


in Höhe der ersten einhun- 
dert Reichsmark der ge- für jede 
schuldeten Monatsrate Reichsmark, 

in Höhe des einhundert 
Reichsmark übersteigenden 
Betrages bis einschließlich für je zwei 
zweihundert Reichsmark Reichsmark 


und in Höhe des zweihun- 
dert Reichsmark überstei- für je zehn 
genden Betrages Reichsmark 

eine Deutsche Mark zu zahlen. 


2. Waren nach dem 2L Juni 1948 Prämien 
oder Prämienraten noch zu zahlen, so 
sind die Leistungen der Nummer 1 Min- 
destleistungen im Sinne des § 2 des Ren- 
tenaufbesserungsgesetzes. 


2. Waren nach dem 20. Juni 1948 Prämien 
oder Prämienraten noch zu zahlen, so 
sind die in Nummer 1 festgesetzten Be- 
träge Mindestleistungen im Sinne des § 2 
des Rentenaufbesserungsgesetzes. 


§ 2 

Aus § 1 sich ergebende Nachzahlungen auf 
Leistungen nach dem 30. Juni 1933 werden 
drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes fällig. 

§ 3 

(1) Den Versicherungsunternehmen werden 
in Höhe des Betrages, um den sich die nach 
§ 3 Abs. 1 des Rentenaufbesserungsgesetzes 
ermittelte Prämienreserve infolge der An- 
wendung des § 1 dieses Gesetzes erhöht, 
Rentenausgleichsforderungen gegen den Bund 
(§§ 6 und 7 des Rentenaufbesserungsgesetzes) 
zugeteilt. Diese Rentenausgleichsforderungen 
gelten als am 1. Juli 1933 entstanden und 
sind von diesem Tage ab mit dreieinhalb 
vom Hundert zu verzinsen; die Zinsen sind 
halbjährlidi am 1. Oktober 1933 zu zahlen. 


(2) § 5 Abs. 2 bis 4 des Rentenaufbesse- 
rungsgesetzes gilt entsprechend. 


S 2 

Aus § 1 sich ergebende Nachzahlungen auf 
Leistungen nach dem 31. Dezember 1956 
werden drei Monaten nach Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes fällig. 

S 3 

(1) Den Versicherungsunternehmen werden 
in Höhe des Betrages, um den sich die Prä- 
mienreserve infolge der Anwendung des § 1 
erhöht, Rentenausgleichsforderungen im Sinne 
des Rentenaufbesserungsgesetzes gegen den 
Bund zugeteilt. Die Erhöhung der Prämien- 
reserve ist nach einem von der Versicherungs- 
aufsichtsbehörde zu genehmigenden Geschäfts- 
plan zu ermitteln. Diese Rentenausgleichs- 
forderungen gelten als am 1. Januar 1957 
entstanden und sind von diesem Tage ab mit 
dreieinhalb vom Hundert zu verzinsen; die 
Zinsen sind halbjährlich, erstmals zum 1. Juli 
1957, zu zahlen. 

(2) Die Vorschriften des § 5 Abs. 2 bis 4 
des Rentenaufbesserungsgesetzes gelten ent- 
sprechend. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Kapitalzwangsversicherungen 
S 3a 

(1) Auf vor dem 21. Juni 1948 abgeschlos- 
sene Kapital Versicherungen, bei denen Ver- 
bindlichkeiten und Rücklagen nach § 24 
Abs. 1 des Dritten Gesetzes zur Neuordnung 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


des Geldwesens (Umstellungsgesetz) vom 
20. Juni 1948 und den hierzu ergangenen 
Durdiführungsvorschriften umgestellt wor- 
den sind, finden die folgenden Vorschriften 
Anwendung, wenn und soweit die Versiche- 
rungen 

a) auf Grund gesetzlicher Vorschriften, be- 
hördlicher Anordnung oder eines für all- 
gemeinverbindlich erklärten Tarifvertra- 
ges oder 

b) zur Befreiung von einer bestehenden So- 
zialversidierungspflidit 

abgeschlossen wurden. Das gleiche gilt, wenn 
eine bei Eintritt der Versicherungspflicht be- 
reits bestehende Kapitalversidierung an Stelle 
einer Versicherung nach Buchstabe a oder b 
getreten ist. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen die unter Absatz 1 
fallenden Versicherungen im Wege der Rechts- 
verordnung näher zu bestimmen. 


§ 3b 

(1) Aus den in § 3 a bezeichne ten Ver- 
sicherungsverträgen schuldet der Versicherer 
dem Anspruchsberechtigten mit Wirkung ab 
1. Januar 1957 eine zusätzliche Versicherungs- 
summe in Höhe von 45 vom Hundert des 
Untersdhiiedsbetrages der Versicherungssumme 
in Reichmark und der Versicherungssumme 
in Deutscher Mark unter Aufrundung auf 
volle Deutsche Mark. Dabei gilt als Versiche- 
rungssumme in Reichsmark nur der Betrag, 
den diese mindestens erreichen mußte, damit 
der Versicherungsvertrag den in § 3 a Abs. 1 
Buchstabe a genannten Vorschriften, Anord- 
nungen oder Tarifverträgen entsprach oder 
zur Befreiung von einer bestehenden Sozial- 
versicherungspflicht nach § 3 a Abs. 1 Buch- 
stabe b führte. Für sonstige Verbindlichkeiten 
aus diesen Verträgen gelten Satz 1 und 2 ent- 
sprechend. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn der Versiche- 
rungsfall vor dem 1. Januar 1957 eingetreten 
Ist. 

(3) Für die zusätzliche Versicherungssumme 
nach Absatz 1 ist ein von der Versicherungs- 
aufsichtsbehörde zu genehmigender Geschäfts- 
plan maßgebend. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 3c 

Ansprüche nach § 3 b sollen beim Versiche- 
rer angemeldet werden. 

S 3d 

Die sich auf Grund des § 3 b Abs. 2 erge- 
benden Nachzahlungen werden nicht vor Ab- 
lauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fällig. Leistungen nadi §§ 3 a, 
3 b zu Versidierungen, bei denen der Ver- 
sicherungsfall in den Jahren 1951 bis 1955 
eingetreten ist, werden nicht vor dem 1. Juli 
1958 und zu Versidierungen, bei denen der 
Versicherungsfall in den Jahren 1956 bis 1959 
eingetreten ist oder eintritt, nidit vor dem 
1. Juli 1959 fällig. 


§ 3e 

Für die Anerkennung von Altsparerent- 
schädigungen nach § 2 des Altsparergesetzes 
bleibt die nach § 3 b zu erbringende Leistung 
außer Betracht. 


S3f 

(1) Den Versidierungsunternehmen werden 
in Höhe des Betrages, der zur Deckung der 
sich ergebenden zusätzlichen Verbindlidi- 
keiten erforderlich ist, Ausgleichsforderungen 
gegen den Bund zugeteilt. § 6 und § 7 Abs. 1 
des Rentenaufbesserungsgesetzes gelten ent- 
sprechend. Bestimmungen über die Berech- 
nung zusätzlicher Prämienreserven für Lei- 
stungen nach § 3 b sind in den Geschäftsplan 
nach § 3 b Abs. 3 aufzunehmen. 

(2) Die Versicherungsunternehmen haben 
die Ausgleichsforderungen für die in einem 
Kalenderhalbjahr anerkannten Ansprüche je- 
weils bis zum Ende des folgenden Kalender- 
halbjahres zu beredinen und anzumelden; die 
Berechnung bedarf der Bestätigung durch die 
Versicherungsaufsichtsbehörde. 

(3) Diese Ausgleichsforderungen gelten als 
am 1. Januar 1957 entstanden und sind von 
diesem Zeitpunkt an jährlich mit dreieinhalb 
vom Hundert zu verzinsen; die Zinsen sind 
halbjährlich, erstmals zum 1. Juli 1957, zu 
zahlen. § 5 Abs. 4 des Rentenaufbesserungs- 
gesetzes gilt entsprechend. 

§ 3g 

(1) Den Versicherungsunternehmen stehen 
für die Bearbeitung je 1,45 Deutsche Mark 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


für eintausend Reidismark Versicherungs- 
summe zuzüglich 0,70 Deutsche Mark je 
Versicherung zu, 

(2) In Höhe der sich aus Absatz 1 ergeben- 
den Beträge haben die Versicherungsunter- 
nehmen Anspruch auf eine mit dreieinhalb 
vom Hundert jährlich verzinsliche Ausgleichs- 
forderung gegen den Bund. Diese Ausgleichs- 
forderung gilt als am 1. Januar 1957 ent- 
standen. § 3 f Abs, 3 Ist entsprechend anzu- 
wenden. 


§ 3h 

§ 1 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Til- 
gung von Ausgleichsforderungen vom 14, Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 507) wird wie folgt 
ergänzt; 

§§ ^ 10 des Gesetzes zur Aufbesse- 

rung von Leistungen aus Renten- und 
Pensionsversicherungen sowie aus Kapi- 
talzwangsversicherungen vom 

(Bundesgesetzbl, IS... 


DRITTER ABSCHNITT 
Ergänzungs- und Schlußvorschriften 


S 3 i 

Soweit Versicherungsunternehmen auf 
Grund des Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenversicherun- 
gen vom 5. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 474) mit Wirkung vom 21. Juni 1948 
wegen Verbindlichkeiten In Anspruch genom- 
men werden können, die bis dahin In die 
Umstellungsrechnung nicht einzustellen wa- 
ren, nach § 10 Satz 1 des Gesetzes vom 
5, August 1955 aber einzustellen sind, kann 
in der Umstellungsrechnung auch für diese 
Verbindlichkeiten eine Rückstellung für Um- 
stellungskosten eingesetzt werden. Die Vor- 
schriften der Fünfundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
gelten entsprechend. Die den Versicherungs- 
unternehmen insoweit zustehende Sonder- 
ausgleichsforderung (§ 2 der Fünfundvierzig- 
sten Durchführungsverordnung) Ist jedoch 
erst vom 1. April 1955 an zu verzinsen. § 1 
Abs. 3 und § 4 Abs. 3 der Fünfundvierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz sind nicht anzuwenden. 
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Entwurf 
§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


S 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) mit folgenden 
Maßgaben audi im Land Berlin: 

a) Soweit in diesem Gesetz auf die Vor- 
schriften zur Neuordnung des Geldwesens 
Bezug genommen ist, gelten die entspre- 
chenden für Berlin gültigen Vorschriften. 

b) In §§ 1 und 3 a tritt an die Stelle des 
20. Juni 1948 der 24. Juni 1948 und an 
die Stelle des 21. Juni 1948 der 25. Juni 
1948. 

c) An die Stelle der in § 3 i angeführten Vor- 
schriften der Fünfundvierzigsten Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz treten die entsprechenden Vor- 
schriften der Durchführungsbestimmung 
Nr. 10 zur Umstellungsergänzungsver- 
ordnung; an Stelle der in Artikel 1 Abs, 1 
dieser Durdiführungsbestimmung ge- 
nannten Beträge sind jedoch die Beträge 
des § 1 Abs. 1 der Fünfundvierzigsten 
Durdiführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz maßgebend. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 5 

unverändert 


7 



